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Jahrgang2020 Ausgegeben am xx. xxxxxxxx 2020

xx. Gesetz:

Geset4 mit dem die Dienstordnung 1994 (52. Novelle zur Dienstordnung 1994), das
Wiener Bedienstetengesetz (11. Novelle zum Wiener Bedienstetengesetz), das \iliener
Mitarbeiterlnnenvorsorgegesetz (7. Novelte zum Wiener Mitarbeiterlnnenvorsorgegesetz),
die Pensionsordnung 1995 (35. Novelle zur Pensionsordnung 1995) und das \iliener
Landeslehrer und Landeslehrerinnen-Diensthoheitsgesetz 1978 (10. Novelle zum Wiener
Landeslehrer und Landeslehrerinnen-Diensthoheitsgesetz 1978) geändert werden

Der Wiener Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Dienstordnunglgg4, LGBI. Nr. 56, niletzt geändert durch das Gesetz LGBI. Nr. v¿<./2020, wird
wie folg geändert:

I. In $ 30a Abs, 2 erster Satz wird der Ausdruck ,,Yersicherungsanstalt öffentlich Bediensteter" durch den
Ausdruck,,Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau (BVAEB)" ersetzt.

2. In $ 30a Abs. 2 zweiler und dritler Satz sowie Abs. 3 bis 5 wird jeweils der Ausdruck

,,Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter" durch den Ausdruck ,,BY AEB" ersetzt.

3. In $43 werden in Abs.5 und6 jeweils der Ausdruc& ,,Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger" durch den Ausdruck,,Dachverband der Sozialversicherungsträger" und in
Abs. 7 das Iüort ,,Hauptverbandes" durch das Il'ort ,,Dachverbandes" ersetzt.

Artikel II

Das Wiener Bedienstetengesetz, LGBI. Nr. 3312017, zuletzl geändert durch das Gesetz LGBI.
Nr. xx/2020, wird wie folgt geändert:

In S 43 werden in Abs. 5 und 6 jeweils der Ausdrucfr ,,Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger" durch den Ausdruck,,Dachverband der Sozialversicherungsträger" und in
Abs 7 das Wort ,,Hauptverbandes" durch das lilort ,,Dachverbandes" ersetzt.

Artikel III

Das Wiener Mitarbeiterlnnenvorsorgegesetz, LGBI. Nr. 4512004, zuletzt geändert durch das Gesetz
LGBI. Nr. 5l/2018, wird wie folgt geändert:

In $ 3 Abs. 5 wird der Ausdruck,,Hauptverbandes der östeneichischen Sozialversicherungsträger" durch
den Ausdruck,,Dachverbandes der Sozialversicherungstrâger" ersetzt.

Artikel IV

Die Pensionsordnung 1995, LGBI. Nr, 67, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBI. Nr. 6312019,
wird wie folgt geändert:

In S la werden ín Abs. I jeweils der Ausdruck ,,Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger" durch den Ausdruck,,Dachverband der Sozialversicherungsträge{' und in

Dienstordnung1994, Wiener Bedienstetengesetz' Wiener
Mitarbeiterlnnenvorsorgegesetz, Pensionsordnung 1995 und Wiener
Landeslehrer und Landeslehrerinnen-Diensthoheitsgesetz 1978; Änderung
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Abs' 3 der Ausdruck,,Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger,, durch den Ausdruck
,,Dachverband der Sozialversicherungsträger" sowie das llort ,,Haupt,Ierbaîdes,, durch das lqort
,,Dachverband es" ersetzt.

Artikel V

Das Wiener Landeslehrer und Landeslehrerinnen-Diensthoheitsges etz 197g, LGBI. Nr. 4/lg7g,zuletzt geändert durch das Geserz LGBI. Nr. 63/20lg,wird wie ørgt !"åñaoti
I. $ 3 lautet:

- 1'- 3'(l) Die Auszahlung und Verechnung.(Berechnung und Abfuhr von lohnabhängigen Steuem
und Abgaben sowie Sozìalversicherungsbeitrage-n)'der in den ñ¡r die Landeslehrer und Landeslehrerinnengeltenden dienst- und besoldungsrecñtlichen-Vórschriften vorgesehenen Geldleistungen *"ra.n uo¡1Magistrat der Stadt Wien durchgeführt.

(2) Die Bemessung.und Verechnung (Berechnung von lohnabhängigen Steuern und Abgaben sowiesozialversicherungsbeiträgen) der in den für die -Landeslehrer uñl landesl"h;;;i""; ;elrendenpensionsrechtlichen Vorschriften vorgesehenen Geldleistungen tà*i. ai" Erñillung ¿u sirî ¿uruu,
ergebenden gesetzlichen Verpflichtungen wie insbesonderã die Ftihrung des peñsionskontos nachAbschnitt XIII des Pensionsgesetzes 19-65, BGBI. Nr. 340,hat ¿rr"t Jie vãrsicherungru*tuii ãn nuirr,
Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau - BVAEB (Eç e uno l0 des Beamten-Kranken- und
Un-fallversicherungsgesetzes - B-rwG, BGBI. ir¡r-zoòilsoz) als Diensrbehörde 

"u 
oøilrn. li"

PVÔEB. besorgt diese. Aufgaben im übertragenen Wirkungsbóreich und ist dabei unbeschadet ihrer
Rechte als Selbstverwaltungskörper an die weñungen des 

^ianaig"n 
obersten organs des LanJes wiengebunden, Die Kosten- und Aufuendungen di-eser Aufgaben 

-siná 
von der BVAEB nach den

Rechnungsvorschriften d-er Sozialversicheru-ng zu verzeichneir und werden vom Land Wien bevorschusst
und ersetzt. Dem Land Wien sind die zur riufung der sparsamen, wiitschaftlichen und zweckmaßigen
Erledigung dieser..Aufgaben notwendigen unterlalgen zui verfügíng ru stellen und die erforderlichen
lì'USKUnne zu ertellen.

(3) Die Auszahlung (Abfuhr von lohnabhängigen Steuern und Abgaben sowie
sozialversicherungsbeiträgen) der in Abs. 2 erster satz genañnien c"iii"iriungen øro uårñ ùugirtrut a..
Stadt Wien durchgeführt.

(a) Die BVAEB ist zum Zweck der Bemessung und Verechnung der in den für die Landeslehrer
und Landeslehrerinnen geltenden pensionsrechtlichei Vorschriten voígesetrenen cel¿teistungen sowieder Erftillung der sich daraus ergèbenden gesetzliqhen verpnicrrtunle'n insoweit zur verarbîitung im
Sinn des Art' 4 Z 2 der Datenschutz-Grundvãrordnung der in Abs. s gãnannten und aller weiteren für dieErfüllung des Zwecks .erforderlichen p"rson"nÈ'.rog"n.n Da;; und besonderen Kategorien
personenbezogener Daten im Sinn des Art. 9 der Datensõhutz-Grundverordnung ermächtigt, is es sichum Daten handelt, die zur Erfi.illung der der BVAEB mit Abs. 2 übertragenen Arifgaben ein"eïesentliche
Voraussetzung bilden. Die Verarbeitung besonderer Kategorien persorienberog.í", oui.n-iÀ-!ìnn ¿.,Art' 9 der Datenschutz-Grundverordnung, sofern sie îber die unter AÙs. s angefi.ihrten oaten
hinausgehen, ist nur im unumgänglichen Ãusmaß zulässig. Ins¡eson¿áre ist die BVAEÞ ermächtigt, invollziehung der mit Abs. 2 übertragenen.Aufgaben die voñ ihr verarbeiteten Daten der nitounlsdirektion
für wien und dem Magistrat der stãdt wien zür verffigung zu steilen.

. -(51.?i" 
Bildungsdirektion für Wien und der Magistrat der Stadt Wien haben der BVAEB zum Zweck

der Erfi.illung der mit Abs. 2 übertragenen Aufgaben
l' Vor- und Familiennamen, akademischen Grad, Geburtsdatum und Anschrift, personalnummer,

Amtstitel sowie Daten 
-zu einer allfdlligen Erwachsenenvertretung der Landeslert.üi" ur*. a.,Landeslehrers und allenfalls solchJ Daten von deren Anlehörigen ($ I ÀUr. z des

Pensionsgesetzes 1965, BGBI. Nr. 340),
2' Gesundheitsdaten wie etwa in ärztlichen Befunden und Gutachten enthaltene Daten sowie Daten

über eine allfüllige Minderung der Erwerbsftihigkeit,
3' das Dienstverhältnis (und allenfalls vorangegangene Dienswerhältnisse) betreffende Daten wie

insbesondere besoldungsrelevante Daten, nesõtrañigungsausmaß und Diénstfreisielrung,
4' die Höhe der Bezüge, deren Bestandteile und weitere bezugsrelevante Daten wie etwa das

Zeitkonto,
5' steuerliche, abgabenrechtliche, sozialversicherungsrechtliche und sonstige Abzüge wie etwa

Pftindungen,
6. die Bankverbindung sowie
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7. sonstige personenbezogene Daten und besondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinn
des Art.9 der Datenschutz-Grundverordnung (Abs.  ) wie etwa Daten des Landeslehrers bzw.
der Landeslehrerin zu Abzügen im Sinn der Z 5, die Rückschlüsse auf die Zugehörigkeit zu einer
Gewerkschaft zulassen, sowie seiner brw. ihrer allenfalls anspruchsberechtigten oder
anspruchsbegriindenden Angehörigen, sofern diese Daten fiir die BVAEB zur Wahrnehmung der
ihr mit diesem Gesetz übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden,

zu übermitteln.

(6) Die BVAEB hat sich zur Erfüllung der mit Abs.2 übertragenen Aufgaben des vom Bund
bereitgestellten und betriebenen lT-Verfahrens für das Personalmanagement zu bedienen."

2. $ ISawerdenfolgende Abs. 2 und 3 angefiigt:

,,(2)Die Zuständigkeit zur Durchführung von mit Ablauf des 31. Dezember 2020 bei der
Bildungsdirektion für Wien anh?ingigen pensionsrechtlichen Verfahren im Sinn des $ 3 Abs. 2 geht auf
die BVAEB über, welche die Verfahren fortführt.

(3) Vorbereitungshandlungen zur Übertragung der pensionsrechtlichen Aufgaben an die BVAEB
können bereits ab dem der Kundmachung dieses Landesgesetzes folgenden Tag begonnen werden, wobei
auch die Verarbeitung personenbezogener Daten und besonderer Kategorien personenbezogener Daten im
Sinn des $ 3 Abs. 5 zum Zweck des Aufbaus der lT-unterstützten Verarbeitung zul?issig ist."

3. In $ 20 Abs. 2 wird das Datum,,1. November 2018" durchdas Datum,,1. Februar 2020" ersetzL

Artikel VI

Es treten in Kraft:
L Art.I bis IV sowie Art.V Z 2 (soweit sie sich auf $ l8a Abs. 3 bezieht) und 3 mit dem der

Kundmachung folgenden Tag,

2. Art.Y Z I und 2 (soweit sie sich auf $ 18a Abs. 2 bezieht) mit L Jänner 2021.

Für die Richtigkeit: -.
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Vorblatt

Zìele und v)esentlÍcher Inltalt:
Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf wird die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter,
Eisenbah¡en und Bergbau (BVAEB) init der Bemessung und Venechnung der Pensionen der
Landesleh¡çrinnen und l-andeslehrer betaut. Die BVAEB beheut bereits seit 1. Jåinner 2007 im
übertragenen Wirkungsbereich die pensionsrechtlichen Angelegenheiten der im Ruhestand befurdlichen
Bundesbeamtinnen und -beamten und ihrer Hintçrbliebenen (rund 150.000 Leistungsbezieherìnnen und
Leistungsbezieher), wobei erprôbte lT-Verfahren des Bundes zur Anwendung kommen'

'ùy'eiters erfolgen formale Anpassungen im Zusammenhang mit der Organisationsreform des
österreichischen Sozialversicherungssystems.

Attswìrkungen cles Regel angsvorhab ens :

Finanzielle Auswiilcunsên ;

Die BVAEB wird in der Kosten¡echnung eine shikte Trennung det nunmehr tibertragenen Aufgaben der
Bemessung und Verrechnung von Ruhe- und Versoqgungsbezilgen der Landesleh¡erinnen und
Landesleluer sowie ihrer Hínterbliebenen von allen anderen Aufgaben vornehmen. Die
'Weitervenechnung der tatsächlichen Kosten der BVAEB richtet sich nach den Tarifen des Bundes. Ftir
die Stadt lüien fallen j¿ihrlich laufende Kosten von ca. 280.000 Euro an. Weiters entstehen durch die
Übertragung Einmalkosten im Ausmaß von ca.250,000 Euro.

Unter Bedachtnahme auf die im Zuge der Bildungsreform des Bundes vereinbarte und
verfassungsrechtlich abgesicherte ÛberFagung der Verrechnung der akfiven Landesleh¡erin¡en und
Landesleluer ist die Einbiziehung der BVAÈB in die Gesamtverrechnung deshalb alternativlos, da seitens

der Stadt Wien eine parallele Adminisbation für die pensionierten Landeslehrerinnen und Landeçlehrer
aufrecht erhalten bliebe, die auf die Ver,rechnung der Aktivbezüge aufbalen milsste.

Den Gesamtkosten stehen Einsparungen auf Grund von Synergieef,fèkten und dem Entfall von Aufgaben
entgegen, die anscinstqn vom Magistrat der Stadt Wien bav. von der Bildungsdirektion für Wisn
wahrzunehmen wåiren.

Duroh die formalen Anpassungen im Zusammenhang mit der Organisationsreform des östeneichischen
Sozialversicherungssystems entstehen ftir die Stadt Wien keine Mehrkosten,

Für den Bund und die anderen Gebietskörperschafren entstehen durch dieses Gesetzesvorhaben keine
Kosten,

- Auswirkungen auf die Bezirke:

Keine.

\ilirtschaftspolitische Auswirkunger¡:

- Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Vy'irtschaftsstandort Österreich;

I(eine.

- Sonstige wirfschafu politische Auswirkungen:

Keine.

- Auswirkungen in umwelçolitiseher, konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht:

Keine.

Geschtechtsspezifi sche Auswitkungen:

Keine.

Verhlûltttis zu. Rechtsvorschrifren der Europìiischen Unìon:

Die vorgesehene Regelung f¿llt nicht in den Anwendunggbereich des Rechtes der Europäischen Union.
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B esonderhe ìten rles Normefteagungsverfahrens :
Da dieses Landesgesetz bei der votlziehung die Mitwirkung der BVAEB vorsiehl ist die Zustimmungder Bundesregierung gemåiß Art. 97 eUs. Z n-VC erforderlich.
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Erläuterungen

I. Allgemeiner TeÍl
Auf pragmatisierte Landeslehrpersonen sind die Bestimmungen des Pensionsgesetzes 1965 anzuwenden,
sodass für diese dieselben Voraussetzungen für Anwa¡tschaften und Ansprüche wie ftir die Bundesbeam-
tinnen und -beamten gelten, Die Vollziehung der pensionsrechtlíchen Vorscbrifren und Auszahlung der
Ruhebezüge der Landeslehrerinnen und Landeslehrer obliegt den Låfndern, wobei der Bund den Pensions-
aufuand abzüglìch der einbehaltenen Pensisnsbeiträge ersetzt. Die Verrechnung und Auszahlung der
Gehälte¡ der Landesleh¡erinnen und Landeslehrer hat in den nächsten Jahren durch ein einheitliches, vom
Bund bereitgestelltes und betriebenes, IT-Verfahren für das Personalrnanagempnt zu erfolgen, dessen sioh
die Länder zu bedienen haben.

Gemäß Art. l20b Abs.2 B-VG können Aufgaben staatlicher Verwaltung den Selbstverwaltungskörpern
ilbertragen werden. Die BVA (nunmehr: Versicherungsanstalt öffentlich Bedienstete4 Eisenbahnen und
Bergbau - BVAEB) betreut seit 1. Jänner 2007 im i,ibertra€pnen Wirkungsbereich die pensionsrechtlichen
Angelegenheiten der im Ruhestand befindlichen Bundesbeamtinnen und -beamten und ihrer Hinterblie-
bpnen (rund 150.000 Leistungsbezieherinnen und Leistungsbezieher), wobei erprobte IT-Verfah¡en des
Bundes zur Anwendung kommen. Mit der Übertragung der Administation dei Pensionen der Landes-
leþersonen an die BVAEB unter Verwe4dung des lT-Verfahrens des Bundes wird die Vollziehung des
Pensionsreohtes im Einklang mit der Empfehiung des Rechnungshofes (Reihe Bund 201415) an einer
fachlich spezialisierten Stelle gebündelt, Doppelgleisigkeiten werden beseítigt.

Weiters sieht der Gesetzesentwurf formale Anpassungen im Zusamme.nhang mit der Organisationsfeform
des österreichischen Sozialversicherungssystems vor;

Finanzielle Auswirkungen:
Die BVAEB wird in der Kostenrechnung eine strikte Trçnnung der nunmeh übertragenen Aufgaben der
Bemessung und Venechnung von Ruhe- und Versorgungsbezfigen der Landeslehrerinnen und Landesleh-
rer sowie ihrer Hinterbliebenen von allen anderen Aufgaben vornehmen. Die Weiterverrechnu4g der
tatsächlichen Kosten der BVAEB richtet sich nach den Tarifen des Bundes. Für die Stadt Wien fallen
jåihrlich laufende Kosten von ca. 280.000 Euro an. Weíters entstehen durch die Ûberhagung Einmalkos-
ten im Ausmaß von qa. 250.000 Euro.

Unter Bedachtnahme auf die im Zuge der Bildungsreform des Bundes vereinbarte und l¡erfêssungsrecht-
Iich abgesicherte Überhagung der Venechnung der aktiven Landeslehrerinnen und Landeslehrei ist die
Einbeziehung der BVAEB in die Gesamtverrechnung deshalb altemativlos, da seitens der Stadt Wien
eine parallele Administration ñl¡ die pensionierten Landesleh¡erinnen und Landeslehrer aufrecht erhalten
bliebe, die auf die Verrechnung derAlfivbezf,ige aufbauen mtis$te.

Den Gesamtkosten stehen zudem zusätzliche Synergieeffekte entgegen:

- Die Pensionsvenechnung in der bereits bestehenden und erprobten lT-Infrastrulçtur für die Ruhe- und
Versorgungsbezüge der Bundesbeamlinnen und -beamten und ihrer l{interbliebenen der BVAEB.

- Das pensionsbehördliche Bemessungsverfahren aus Anlass der Ruhestandsversetzungen der Landes-
Iehrerinnen und Landeslehrer durch die BVAEB.

- Die Administation der elektronischen Pensionskonten der Landeslehrerinnen und Landeslehrer durch
die BVAEB.

- Diejährlichen Anpassungen der Ruhe- und Versorgungsbezüge der Landeslehrerinnen und Landesleh-
rer durch die BVAEB.

- Die Erteilung von pensionsrechtlichen Auskti¡iften und Beantwortuug von Fragen zu den Ruhe- und
Versorgungsbezügen der I.andeslebrerinnen und Landesleh¡er sowie das dazu erforderliche Wissens-
management durch die BVAEB.

- Vorgezogene Synergieeffekte bei der Ùbertragung der Verrechnung der aktiven Landesleh¡erinnen
und Landesleh'rer an die Bundçsrechenzentum GmbH.

- Langfristige Einsparungen von personellen und finanziellen Ressourcen im Bereich der Stadt Tyien
und der Bildungsdirektion fflr 'ù/ien Q-andessfrang).

Durch die formalen Anpassungen im Zusammenhang mit der Organisationsreform des österreichischen
Sozialversicherungssystems entstehen fflr die Stadt Wien keine Meh¡kosten.
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Filr den Bund und die anderen Gebietskörperschaften entstehen durch dieses Gesetzesvorhaben keine
Kosten.

If. Besonderer Teil

VYt!t:J,!it,Y($30aá'bs.2bis5und$43Abs.5bis7Dot994iS43Abs.5bis7W-BedG;g3
Abs. 5 W-MVG; g la Abs. I und 3 PO 1995):

Mit Wirksamkeit l. Jänner 2020 wurde die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (BVA) mit der
Versicherungsanstalt ftir Eisenbahnen und. Bergbau (VAEB) nü neuen Versicherungs.anòtalt éff"ntli"tt
Bedi-ensteter, Eisenbahnen und Bergbau @VAEB) fusioniert (vgl. 0 9 des Beamten-?,¡anken. und Un-
fallversicherungsgesetzes - B-KUVG in der Fassung BGBI.I N;. 100i2018). Dieser Änderung wird in
$ 30a DO 1994 Rechnung getragen.

Infolge der mit der Organisationsreform des österreichi-schen Sozialversicherungssystems (Sozialversi-
cherungs-Orgaûisationsgesetz - SV-OG, BGBI.I Nr. 100/2018) verbundenen Umgðstaltung des Haupt-
verbandes der österreichischen Sozialversicherungshäger in den,,Dachverband deiSozialvãrsicherungs-
!ig"t" ($ 30 ASVG in der Fassung BGBI. I Nr. 100/2018) mit Wirksamkeit l. Jänner 2020 sind in ãer
Dienstordnung 1994, dem Wiener Bedienstetengesetz, dem Wiener Mitarbeiterlnnênvorsorgegesetz und
der Pensionsordnung I 995 die entsprechenden begriffl ichen Anpassungen vorzunehmen.

Zu Art. VZ I (S 3 LDHG 1978):.

Die -A'uszahlunê -v9n. 
Landesleþersonen des Dienststandes gebtihrenden Geldleistungen soll bis zur

bundesweit einheitlichen Gehaltsverrechnung unter Verwendung des vom Bund bereitgõstellten und be-
tiebenen lT-Verfah¡ens wie bisher durch den Magistrat der Stadi Wien erfolgen (Abs. {.
Diepensionsrechtlichen Angelegenheiten sollon hingegen bereits mit l. Jänner 2021 an die BVAEB über-
tagen werden. Davon sollen einerseits die behördliche Kompetenz zu¡ Bemessung der Höhe der Ruhe-
u4d Versergungsbezüge und andererseits die Berechnung sämtlicher sich aus dem Sozialversicherungs-
recht sowie aus dem Steuer- und Abgabenrecht ergebenden Abzüge umfasst sein (Abs.2). Irn Ztslm-
menhang mit den llbertragenen Aufgaben wird die BVAEB den Landeslehrpersonen âuch als Ansprech-
partgerin, in pensionsrechtlichen Angelegenheiten zur Verfügung stehen. Die Auszahlung der in dãn für
Landesleþersonen geltenden pensionsiechtlichen Vorschri-fteñ vorgesehenen Geldleisñrngen und Ab:
fth¡-derSteuern, Abgaben ùnd Sozialversicherungsbeitäge wìrd weiterhin vom Magishat der Stadt Wien
durchgeff.ilut (Abs, 3 ).
pie qberragung der Aufgaben der Gemeinde Wien an die BVAEB erfolgt gemäß Art. l20b Abs.2
B-VG. Die BVAEB wird bei der Besorgung der übertagenen Aufgaben gesettii¿h an die Weisungen des
zuständigen obersten Organs des Landes Wien gebunden; diese werden sich auf organisatorisJhe und
lormaJe Belange beziehen. Für die Konholle der Einhaltung der Vorgaben sowie der Einhaltung der
Grundsi-itze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmfißÌgkeit ist-im Rahmen des Aufsichtsrãqhts
eine Berichts- und Informationspflicht der BVAEB an das Land wien vorgesçhen.

$ 3 Abs. 4 bis 6 beinhalten die ftir die Erftillung des Datenschutzrechtes erforderlichen Festlegungen. Die
Bildungsdirektion für'Wien und der Magishatder Stadt Wien haben der BVAEB die ftlr aie.frnUung
ihrer Aufgaben erforderlichen Daten zur Verftigu¡g zu stellen, wobei in Abs. 5 diese Datenarten nähei
genannt sin¿. sei den sonstígen Daten gemäß õ s iur. s zl'wiri dur nururn ,,Zugehörigkeit ; ;ì;;
Gewerkschaft" ausdrücklich angeführt, weil es zu den besonderen Kategorien peisoñenbezãgener Daten
im Sinn des Art. 9 der Datenschutz-Grundverordnung gehört und nur zu dem Zweckgespeiciert werden
{$ 9qtt die Dienstgeberin die Mitgliedsbeiträge einbehalt und korrekt abft¡hrt. Umgãtetut hat auch die
BVAEB von ih¡ verarbeitete Daten der Bildungsdirektion bzw. demMagistra-t im Hinblick auf die Aus-
zahlung durch den Magistrat zur Verftlgung zu stellan (Abs.4 letder Saø). Die BVAEB hat sich auf
Grund dgr verfaêsungsrechtlichen Vorgabe (fut. rV Abs. 4 des Bundesverfasi¡ngsgesetzes beheffpnd das
Schulyesen, BGBL Nr. 21511962 n dér Faúsung BGBI. I Nr. 138/2017) zur Erñiñung der ihr übeitrage-
nen Aufgaben des lT-Verfahrens des Bundes für das Personalmanagement arbedienen lebs. O¡.

Ziv Art.V Z2 (S 18a Abs.2 und 3 LDHG 1978):

Diese Bætimmung-regelt das für erforderlich erachtete tJbergangsrecht. AUe am Tag vor der übertragung
bei der Bildungsdirektion ftir rù/ien anhängigen pensionsrèchtlichen Verfahren sõilen an die BVÃEÈ
übergehen und von dieser fortgeführt werden.

Um die kontinuierliche und richtige.Auszahlung der Ruhgb.eãige sicherzustellen, sind umfangreiche
Vorbereítungshandlungen erforderlich (tibertragung von vorhandénen Datensätzen, Schaffung võn Da-
tenschnittstellen, etc.), Mit $ 18a Abs. 3 LDHG 1978 wird die datenschutzrechtliche Grundiage daftir
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geschaffen. Angesichts der erforderlichen Vorlaufzeit soll díese Bestimmung bereits mit dem der Kund-
machung folgenden Tag in Kraft heten.

Zu Lrt, V Z 3 ($ 20 Abs. 2 LDHG 1978):

Soweít im Mener Landpslehrer und Landesleh¡erinnen-DiensthoheitsgesetzlgZg ¡uf Bgndqsgesgtze
verwiesen wird, soll im Sinn einer zulflssigen statischen Venweisung ¡eweits deren am 1. februù zO20
geltende Fassung maßgebend sein.
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Geltende Fassung

Textgegenüberstellun g

Artikel I
Änderung der Dienstordnung 1994

g 30a. (r) .....

Vorgeschlagene F assnng

$ 30a. (l) .....
(2) Insoweit zur Beurteilung der gesundheitlichen Eignung nach Abs. I ärzt-

liches Fachwissen erforderlich ist hat die Dienstbehörde Amtsärzte beizuziehen
oder von der. Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter (gg 9 und l0 des Be-

sind die zur Prtifung der sparsamen, wirtschaftlichen und aveckmäßigen Erledi-
gung dieser Aufgabe notwendigen Unterlagen zur Verfi,igung zu stellen und die
erforderlichen Auskünfre zu erteilen-

(3) Die Vêrsìòääru¡iËðailtalt iînenttich Iiedienäete'i isr zum zweckder Be-
fundung und Erstellung von Gutachten über den Gesundheitszustand von Beam-
ten der Stadt Wien insoweit zur Verarbeitung der in Abs. 4 genannten und aller
weiteren fi¡r die Befundung und Gutachtenerstellung erforderlichen personenbe-
zogenen Daten und besonderen Kategorien personenbezogener Daten im Sinn
des Art.4 Z

(2) Insoweif zur Beurteilung der gesundheitlichen Eþung nach Abs .l ârztli-
ches Fachwissen erforderlich .ist, hat die Dienstbehördä e*ira.z" teizuzi"tren
oder von der versicherungsanstalt öffentlich Bediensteterii.þiseou¿h¡,ên,onã-pèig'
þäü (B-.y¿-s¡J (gg 9 und i0 des Beamtcn-r*nr."* und unfailversicherungsgeset-
z"g.j*- B-KWG, BGBI. Nr.200/1967) Befund und Gutachten einzuhoten. Die
E:vl$ppj besorgt diese Aufgabe im tiberkagenen sy'irkungsbereich und ist dabei
unbeschadet ihrer Rechte als selbstverwaltungskörper an ãie wrcirungJn der Ge-
T"Tdj.Yf.n gebunden. Die Kosten und Auñïendúngen dieser aurjâIe sina von
der BVA*ÍE^-B-. nach den Rechnungsvorschriften der sozialversicherung" zu verzeich-
nen und werden von der Gemeinde wien monatlich bevorschusst uñd ersetzt. Der
Gemeinde wien sind die zur Prüfung der sparsamen, wirtschaftlichen und zweck-
måißigen Erledigung dieser Aufgabe notwendigen unterlagen zur Verfügung zu
stellen und die erforderlichen AusHtnfte zu erteiien.

_ (i) ¡ie b'VAE-B, ist zum Zweck der Befundung und Erstellung von Gutachten
über den Gesundheitszustand von Beamten der stadt wien ;nsowãit zur verarbei-
tung der in Abs. 4 genannten und aller weiteren fÌ¡r die Befundung und Gutachten-
erstellung erforderlichen personenbezogenen Daten und besonàeren Kategorien
petsonenbezogener Daten im sinn des fut. 4 z 2 der Datensõhutz.
9*$y"çp$nung ermächrigt, als es sich um Daten handelt, die zur Erfiillung der
der BV.äE-B.. mit Abs. 2 und 6 tiberaagenen Aufgabe eine wesentliche vorausset-
zung bilden. Insbesondere ist die Il,;Vrit*E_B_: ermächrigt, in Vollziehung der mit
Abs. 2 und 6 ilbertragenen Aufgabe Daten tiber den Gesundheitsanstanã von Be-
amten der Stadt Wien an den Magistrat zu übermitteln.

D,ater handelt
Éëtel mit Abs.

2 der Datenschutz-Grundverordnung ermächtiet, als es sich um
dìe zur Erftillung der der VèiËitilieiü-nei'üìËült'õt¡e¡ft"icj[ B'eäiêns.
2und6 elne

bilden. Insbesondere ist die
tigt, in Vollziehung der mit Abs.2 und 6 ilberbagenen Aufgabe Daten tiber den
Gesundheitszustand von Beamten der Stadt Wien an den Magistrat zu übermit-
teln-

(4) Der Magistrat hat der zum (4) Der Magistrat hat der ä¿v,eËÈ; zarr. zweck der Erfüllung der dieser mir
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Zweck der Erffinung ¿e. ¿irreÍiilTî*:Iffåiîf erhasenen Aurgabe
1. bis 4. .....

zu tibermitteln.

Abs.2 und 6 überrragenen X,Tg:*ot"gene 
Fassung

1. bis 4. ...-.

zu übermitteln.
(5) Die Verside¡inesanitati, offfffliglË.ÐËËifÈihdteiêi darf die in Abs. 4-ge- (5) Die $vaËB darf die in Abs. 4 genannren Daren nur insoweir an die ihrnannten Daten nur ihsoweit an die ihr zur verfiigung stehenden Gutachter t¡bár- ^r v"irueun; 

"rchenden 
.Gutachter ubermitteln, als dies zur Erfrillung der inmitteln' als dies zur Erfüllung der in Abs' 2 und 

{,g911.3¡nJg4 ,{¡fgpbq unbedilst aur. z ooã olg.1gTtT Aufgabe unbedingt erforderlich ist. Insofer¡ verrrags-erforderlich ist. Insofem Verrragsparrner der VõrsiCliêrungsanlialr ¡ifïtintitol p*F"l A.iBVi¡p: in deren ñ"_"n ,* n ftillung der in Abs. 2 und 6 genannrenËþöiêiï¡iätèî in deren Namen zut Erfltllung der in Abs. z unã 6 t¿;;il;" Auf- Aufgab" tatfu w"to"n, gilt der ersre sarz sinngemäß.gabe tätig werden, gill der erste Satz sinngemäß.

(6)..... (6).....
$ 43. (l) bis (a) ..... 

S 43. (t) bis (a) .....
(5) Der ËIäniiti'Ëttãúid ¿er iîitëñeicliisç,hea soz¡¿versichenlngsträger ist (5) Der D¡ðåít-erbaäit der sozialversicherungsrräger ist gemäßgemäß$4Abs'3dessozialversicherungs-Ergänzrngsgesetzes-sv-Êc,ÞGBL $+ i6s.: áes-sozialversisherungs-Ergänanngsgeserzes - sv-EG, BGBI.Nr' I5411994' verbindungsstelle ftir die Krankenfllrsorgeansfalt der Bediensteten Nr. 154/I994, verbindungr.tã[" iii ãì" Ifankenû.irsorgeanstalt der Bedienstetender Stadt Wien. der Stadr Wien.
(6) Der ffii.i'ËËibàiä der öste'¡iäiiË'qchen so",ialversicåerungsträger be- (6) Der öäc¡ïêirtana der sozialversicherungshäger betreibr gemäß g 5 Abs. 3treibt gemäß $ 5 Abs. 3 sv-EG die Zugangsstelle filr die rrankenfì¡riorgðanstalt sv-EG aie Zulangsstelle für die KrankenfÌirsorgeansralt der Bediensteten derder Bediensteten der stadt wien hinsichtlich des europalechtlich vorgesehenen stadt wi"n runri"tttii"n d"r ;t"p;;dtìich vorgesehenen Datenaustausches.Datenaustausches.

(7) Die' Tätiskeit des Häüùwèrb-an,des gemäß Abs. 5 und 6 umfasst alle (7) Die Tätigkeit aes Ðjf.ôiìvêîlfihäés gemaß Abs. 5 und 6 umfassr alle Aufga-Aufgaben und alle Rechte und Pflichten, die in $$ 4 bis 6 SV-EG genannt sind. ben und alle Reciræ un¿ pftic¡ten, àià in gg 4 bis 6 SV-EG genannt sind, Er be-Er besorgt diese Aufgaben im überüagenen ïfirkungsbereich und isi ¿auei an die sorgt diese Aufgaben ;m u¡àrt aeel"o wiriäingru.r"i"r, *ã lËiãuu"i an die we!Weisungen der Gemeinde Wien gebundçn. ;ü"; d;; d"ni"in¿" wi; g;b;d";:
Artilrel II

Änderung des Wiener Bedienstetengesetzes

S 43. (l)bis (4) ..... g 43. (l) bis (4) .....
(5) Der Häüfiwer6aíiåjájder iísteiÍêið-üis:ö.fiëif''sozialversicherunss{äqeq ist (5) Der Ðáðh\ëíbá¡nd der soziatversicherungsrrÌiger ist gemäßgemäß$4Abs.3desSozialversicherungs-Ergänzungsgesetzes-sv-Êc,ÞGBl. $+ iûs.: á". Sozialversicherungs-Ergänzungsgeseïzes - SV-EG, BGB¡Nr' 154/1994" verbindungsstelle fÌir die Kranlcenfürsorgeanstalt der Bediénsteten Ñr. 754llgg4, verbindungsstelle für die Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten

der Stadt Wien. der Stadt Wien.
(6) Der iÎäüñtrèibàditSder ästeneióäi'iähäf :sozialversicherungshäger be- (6) Der Dãôhveibñä der sozialversicherungsrrâger betreibt gemåiß g 5 Abs, 3



3von6

heibt gem?iß g 5 Abs. , ,u-ro"åti"ååå"liìiìtî*q1qi 
ry*rl e1fürsoreeystart sv-EG die Zugangs*"u"uoî'I",å"il:ffff il?::äi,,arr der Bediensreten derder Bediensteten der stadt wien hinsichtiích des europarechtlich vorgJsehenen sta¿iwiãnlin.ì"¡tlirt des europarechtlich vorgesehenen Datenaustausches.Datenauslausches.

(7) Die T¿itiskeit des H-riüöFdrbaiìd'ls gemäß Abs. 5 und 6 umfasst alle (7) Die Tatigkeit des D:ãciiveiüändes gemaß Ab* 5 und 6 umfasst alle Aufga-Aufgaben und alle Rechte und Pflichten, ¿ie ìn $$ 4 bis o sv-ac gã"a"t sind. ben ;"á;il" R;;hre und pflichter¡ die in ss ¿ bis 6 sv-EG genannr sind. Er be-Er besorgt diese Aufgaben im übertragenen wirkúngsbereich und ir;ã;b;T 
"" 

die sorgt ái9* Àrrs"¡en im-uberragenen v/irkungsbereich und ist dabei an die wei-weisungen der Gemeinde wien gebunden' sungen de.Gemeinde wien gebunden.

Artikel III

$ 3. (i) bis (a) .....
(5) Die.jeweils zusrändigen Tr?iger

kenfÌirsorgeanstalt der Bediensteþn ãer Stadt Wien sind verpflichtet, diç monat-

der Krankenversicherung und die Kran-

lichen 34
stfitzter Fonn im Wege des
rungsträger gegen Ersatz der Kosten der MV-Kasse zur Verfügung zu stellen.

Änderung des Wiener Mitarbeiterlnnenvorsorgegêsefzes

$ 3. (1) bis (a)

ArtiltelW

- (5) Die.ieweils zuständigen Trtiger der l(rankenversicherung und die Kran.
kenfürsolgeanstalt der Bedieniteten aä sta¿t wien sind 

""rpfii"ñ"t" 
diJmonatti_

chen Bemessungsgrundlagep.g-e.¡nriß g.34 Abs. 2 ASVG in il;;til;rersriftz-tî fg* im_w9se ¿es Ëãòlivãirandeä der soziatversicheil;J;ú;;;lrn E.ruø
der Kosten der MV-Kasse zur Verfüguqg zu stellen.

Änderung der pensionsordnung lgg5
$ la' (l) Der Magistrat ist ermächtigt, personenbezogene Daten im sinn des . $1r,. (1) Der Magistrat ist emrächtigt, personenbezogene Daten im sinn desArt' 4 z 1 der verordnung (EIÐ 2016/619-anm schutz ttãturli"he, pirsonen bei Art i z l ao vero.anúrg fïu¡ zlløiêi9 zum schurz natürlicher personen bei derder Verarbeitung personeãbezogefier Daten, zum ûeien Datenv"rt"tr un¿. ^r 11"*.U9fn"[ plrsorrenbezogener Daten, zum fieien Datenverkehr und zur Auftre_Auûrebung der Richtlinie 95l46lEG (Datenschutz-Grundveroranung),. ABl. bung ¿"rpJ.ñtl¡n¡e 95l46lEG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L1l9Nr' L 1 19 vom a4'05'2016 s' l, deren Kenntnis für dieBerechnung aer ffåne des vo¡ñ04.05.t0i¿ S. r, deren renitnis n¡i die Berechnung der Höhe des Ruhe- oderRuhe- oder versorgungsbezuges erforderlich ist, von den Behordä aes e1naes., ù;i;irdncrbää'ö;"iä'i", iån ¿"n Behörden des Bundes, der Länder

onsversicherung und vom lÍäüiiwé¡parip-lae1äÉ'6iréíòTiicfiel soriuru"rti.iî- 
""ã ""- Tjääii*uaùri der soziarversicherungsr¡iger zu ermineln und zu verarbei-rungsträger zu ermitteln und zu verarbeiten. Die Träger der.xl4*1ken., I]1fall- t.". ni" f_.ago der I(ranken-, Ù"aä-1"¿ pensionsversicherung und der pachvér,

sicherungsträger sind verpflichtet, dem Magisträt 
1ib.er ver-lang"¡ Ji"r" p"oq- e:l diere p"rso.r"nt"rog".,Ën óãien zu uuermitteln. Diese ermacntigung beziehtnenbezogenen Daten zu übermîtteln. Diese Ermächtigung bezlieht si,ch, soweit íi"h, ro*-"ii- 

"u.indeJt 
einer á"i in Art. 9 Abs. 2 iler Datenschutz_zumiirdest einer der in Art' 9 'þrbs' 2 der Datensc¡utã-ci*¿u".åi¿ïoig 3ngr' crui¿veroønung angeführten Fåille vorlieg! auch auf besondere Kategorien per-ftihrten Fälle vorlieg! auch auf besondere Kategorien personànb";õ;# ñ;t';" ;-o.,ilñ;öänä'óatei gemaß e.t- s abr. r*der Datenschuø_c*n¿n"rordnung.
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gemäßArr.eAbs.ro.,o",""1,Tïijåi,,T.åÌ:åTou*"*.

Q).....
(3) Der HâÈ'þrveibäñìil er. tt$têîiéiÈ-tË_i$i!äëii'"'sozialversicherungsrräger ist

gemäß g 4 Abs. 3 des sozialversieherungi,Èrg¿inzungsgesetzes - sv-Êc, bcgt.
Nr. 154/1994, verbindungsstelle für diè- cerieinae wien in ruhe- und versor-
gungsbezugsrechtlichen Angelegenheiten der Beamten sowie ihrer r{interbliebe-
nen und betreibt in diesen Angelegenheiren gem¿iß g 5 Abs.: sv+c ài" zo-
gangsstqlle für die Gemeinde wien. Die ratigteit ¿el Hauatû¿rban¿èi ais ver_
bindungssteile und als Berreiber der Zuganglsteile umfasst äir" Ãùfg"u* ,"¿
alle Rechte und Pflichte4 die in gg 4 bis 6 sV-nc genannr sind. Er u.!ãrgrii"r"
fufeaþe1 im.überhagenén wirkuägsbere;ch unà isî da¡ei un Jie ùã;ronil a",
Gemeinde Wien gebunden.

Vorgeschlagene Fassun g

Ø.....
_ - 

(3) ner Dâótrveibiârið.der sozialversicherungsträger isr gemäß g 4 Abs. 3 des
Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetzes - sv-Ëô, B"GBi. ff;4/ì19+r'verbin_
dungsstelle ftr die Gemeinde úien in ruhe- und urrrorgunÀr¡"-Árràtntri"i,"n
Angelegenheiten der Beamten sowie ihrer Hinterblieben"n u,i¿ u"t 

"l¡t-in 
¿l.s"n

Angelegenheiten gemãß $--l 4bl,,i sv-Ec die Zuganlssi.iËfi¡rì; dlmeindewien. Die Tatigkeit des Däctiveiliånäèi'-als verbinãurfisstell" *o-uìrË"rreiber
der Zugangsstelle umfasst alle Aufgaben und aile Rechteînd pru"rrir", ¿i" in gg 4
bis 6 sv-EG genannt sind. 

år_besorgt dieseAufgaben im übertragenen wirkungs-
bereich und ist dabei an die weisungin der Gemände wien g"u*î"n. '

Artil<el V

Anderung des Wiener Landeslehrer und Landeslehrerinnen-Diensthoheitsgesctzes l97g
$3' DieAuszahlungundverrechnung(BerechnungundAbfuhrvon.lohn- 

. . ll. (ì) Die Auszahlung und verrechnung (Berechnung und Abfi¡hr vonabhängigen Steuern und Abgaben sowie sozialversichãrungsb"itÍigq"j gg1 in lohnaîhangìg*^st"u"rn und Ãuga6"n sówie sozialversicherufuqbg¡E4gs¡) 
_d-e¡ iqdcn für die Landeslehrer und Landeslehrerinnen g"l$lggn dìensrJ u';.Éraoo¿r; g;1*¡j;. *"ãesteh¡er und La¡îestehrerinnen gettenden diensç und besoldungs.unil'þension'äächtiichen vorschriten votg"setteneî G"ldl"istu"g;; ñ;ã;n võm iechtlichèn vórschrifte" o;rgr;"d;ån' cet¿reistungen werden vom Magishat derMagistrat der Stadt Wien durchgeführr. - -Stadtwtãn 

jur"igen¡f,.1

.(?),.q),"iÞtit'¿*èssiìä['ùnä vöneôffiàg @eieòlùung vén-iohuaThângigèn Stèti_
em und 

{b_gabgn sowie sozialversicherungsbeitägenider iù dgn ff¡r õie-Landes.
lehrer und Landeslehrerinnen geltenden peñsionsreihtíi"n"o vÀtr¿r,tiften vorsese¡
henen Geldleisrungen sowie die-Erftillung dpr sich daraus 

"rg"ú;ã;;;r"triicl"iv:rpligh_gnqen wie insbesondere aie ruhruqg des penJibnskontoí nach Ab,schnittxil de_s_ pensiolsgeserzes 1965, BcBl. ñr. ¡+0, il-d;;h ä ï"*i.rrã,
rungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und bergbau - svAEB is$ 9,und I 0 des Beamten-Kranken- und unfar rverri"h"*ng;;;r*"r--' eï[ùü"c,'
BGBI. Nr. 200/1967) als Dienstbehörde zu 

"rro[.n. 
óiã ËVAEB besorgt diese-

Aufgaben im übertragenen Wirkungsbereich und iãt dabei unbeschadet mt# nr"ù-
te als selbsrverwalfungskörp{.an-die weisungen des zustaaãige;b;;rtrr-cjù;;;
des Landes Wien gebunden. Die Kosten und Ãufuendung"o ii"r", ñfc"ú:hã
von der BVAEB nach den Rechnungsvorsch¡iften der sõzíatveñchenrîg * u*
zeichnen und werden vom I-and Wiên bevorschusst und ersetzt. ¡em tan¿ Wien



5von6

Geltende Fassung

zur Ver.fligung ¿u stgllen

" ,,(t Diè Auszahlup (Abtuh vön lo¡¡ia'bh¿ingigên steuérn una Äbfàben,sowië
gozialversicherungsbeiträgen) der in Abs.2 erstér-satz genannten cJill"irtong"i
wird vom Magistrat der Sta¿t Wien durchgefüþrt

,, *çt).QP-'u¡iitungi'direkriòn"ffh wiä uá<i'oei rviágiirãf déi siadt rviäñ haben
der BVAEB zum Zweck dq Erftillung der mit Abs. 2lbertragenen Aufgaben

r."V-oi:q1f Ëãmüiénnañêìì;"äkadeñìídänçräff Ë_e-i,rj,äæ¿¿ruiüAç;
;çhr-ift, Personalnummer, Amtstitel sowie baten zu einer allflilligen Er-
wachsenenverhetung der Landeslehrerin bzw. des Landeslehrers und al-
lenfalls solche Daten von dere.n Angehörigen ($ 1 Abs. 7 des pehsionsge--
setzes 1965, BGBI. \r,340),

fene Daten sowie
kei!

3$as biensweihatnris (und atlelnfalis"üór-ánge!ànliène Diénsweiriäriliété)
beteffende Eaten wie insbesondere besoldunlsretevante Daten, Iieschaf;
ligungsausmaß und:Dienstfr eistellung,
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-. (fJ.oie ÉlüerË rrát 
Ìiéh zur Erfririung der qrl 1o¡r2 urertráeðnèn aüfgþ¡endes vom Bund bereitgestellten un¿ u"t i"uË*i ñ-v"rfuhr"n, ff,r das personárira.nagement ZU bedienen: L I v¡rs'e¡rù rur uas rers

$ l8a. (1) .....

s 20. (l)

(3)

$ 18a. (1).....

s 20. (1)
-unterstütztên

die die

(2) soweit in diesem.esg.tz arlf B_undesgesetze verwiesen wird, sind diesein der am t. iÍôùèñ6ä20i8. gettendeì Fa.run'gïi^*"na.n. (2) soweit in diesem Gesetz auf Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese inder am t. FÞ6ìüãr zo2_ri gerte"ãÃ r"rlTËäå"*i"¿"".
(3)


